
Steigerung von Grundstücken plädieren. Im Grunde ge­
nommen geht aus den Ausführungen von Pompoes/ 
Ritter selbst hervor, wie fragwürdig und gefährlich es 
ist, den bürgerlichen Rechtsformalismus weiterhin auf­
rechtzuerhalten, führt dies doch dazu, daß solche für die 
Befriedigung der materiellen und kulturellen Bedürf­
nisse der Werktätigen wichtigen gesellschaftlichen Ver­
hältnisse wie die der Kreditgewährung an Bürger der 
gerichtliclien Kontrolle und Nachprüfbarkeit entzogen 
werden.22

Die Gesichtspunkte, die für den Portfall der Unter­
werfungsklausel in notariellen Urkunden sprechen, 
treffen im Prinzip auch für den Urkundenprozeß23 24 25 und 
für das Institut der vorläufigen Vollstreckbarkeit des 
Urteils zu; es wäre lediglich zu erwägen, ob nicht im 
Fall eines echten dringenden Sicherungsbedürfnisses 
des Gläubigers, wie es z. B. in Unterhaltssachen denk­
bar ist2«, ausnahmsweise die Anordnung der vorläufigen 
Vollstreckbarkeit des Urteils gestattet sein sollte. Diese 
Gesichtspunkte führen aber noch zu weiteren, bedeut­
sameren Schlußfolgerungen.

Wenn wir bei der Überprüfung dieses oder jenes ein­
zelnen Instituts des Prozeßrechts auf seine künftige 
Brauchbarkeit hin stehenblieben, würden wir nur an 
einigen besonders auffallenden Symptomen der bürger­
lichen Rechtstradition herumdoktern, diese aber nicht 
von Grund auf überwinden, wozu wir nach der Auf­
gabenstellung der Babelsberger Konferenz und des 
V. Parteitags der SED verpflichtet sind. Im Zuge des 
umfassenden Ausbaus des sozialistischen Rechtssystems 
müssen die auf den Prinzipien der bürgerlichen Klas­
senmoral beruhenden letzten Schlacken der Ausbeuter­
ordnung, die wir heute noch in unserer Staats- und 
Rechtsordnung vorfinden und die im Widerspruch zu 
den Grundlagen der sozialistischen Gesellschaftsordnung 
stehen, beseitigt werden, muß auch die gesamte Tätig­
keit der Gerichte in Zivilsachen einschließlich der 
Zwangsvollstreckung „der wachsenden Aktivität und 
Bewußtheit der Menschen und der Entwicklung der 
Klassenkräfte angepaßt werden.“23 Nicht zuletzt für den 
Bereich der Zwangsvollstreckung sollten wir uns der 
staatsorganisatorischen Grundgedanken erinnern, die in 
der Präambel des Gesetzes über die Vervollkommnung 
und Vereinfachung der Arbeit des Staatsapparates vom 
11. Februar 1958 festgehalten sind:

„Die fortschreitende sozialistische Umwälzung der 
Gesellschaft stellt immer höhere Aufgaben an die 
Organe der Arbeiter-und-Bauern-Macht, bedingt die 
ständige Entwicklung und Vervollkommnung des 
Staatsapparates, seiner Organisation und Arbeits­
weise. Der gegenwärtige Stand der politischen und 
ökonomischen Entwicklung in der Deutschen Demo­
kratischen Republik Und die Aufgaben des weiteren 
sozialistischen Aufbaus machen daher eine tiefgrei­
fende und umfassende Verbesserung und Verein­
fachung der Arbeit des Staatsapparates erforderlich. 
Die wachsenden Anforderungen, die an die staat­
lichen Organe gestellt werden, verlangen ein hohes 
Bewußtsein und einen besseren Arbeitsstil aller 
Mitarbeiter, verlangen die Herausbildung der sozia­
listischen Methoden der Führung der Menschen und 
ihrer politisch-ideologischen Erziehung durch den 
Staat. Vor den Organen des Arbeiter-und-Bauern- 
Staates steht die große Aufgabe, unter Führung der 
Partei der Arbeiterklasse und in Zusammenarbeit 
mit den gesellschaftlichen Organisationen den 
Kampf für die Überwindung der alten bürgerlich­
kapitalistischen Beziehungen und für die Entwick­
lung der neuen sozialistischen Beziehungen zwi­
schen den Menschen zu leiten.“

Das heute vielfach noch unvermittelte Nebeneinander 
von Prozeßgericht und Vollstreckungsorgan führt zu

22 so z. B. bei Fälligkeitsklauseln, die die Rechte des Gläu­
bigers übermäßig betonen, vgl. Pompoes/Ritter, a. a. O. S. 381.

23 über dessen geringfügige Bedeutung in unserer Gesell­
schaftsordnung vgl. Das Zivilprozeßrecht der Deutschen Demo­
kratischen Republik, Bd. H, S. 3 ff.

24 Aber auch hier nicht generell, da im künftigen Zivilver- 
verfahren auch über Unterhaltsansprüche eine endgültige 
gerichtliche Entscheidung schnell herbeigeführt werden wird.

25 w. Ulbricht, Die Staatslehre des Marxismus-Leninismus
und ihre Anwendung in Deutschland, Berlin 1958, S. 23.

ressortmäßiger, bürokratischer Arbeit auf dem Gebiet 
der Zwangsvollstreckung. Es hindert die volle Wirkung 
der gerichtlichen Tätigkeit bei der Leitung und Ver­
änderung der vom Zivilprozeß erfaßten gesellschaft­
lichen Beziehungen im Sinne des Sozialismus. Ebenso 
wie das Gericht bei Erlaß seiner Entscheidung über den 
Prozeß bereits deren Realisierung und Realisierungs­
möglichkeit stärkstens im Auge zu behalten hat, muß es 
umgekehrt Aufgabe des Vollstreckungsorgans sein, bei 
allen seinen Maßnahmen und Entscheidungen die bisher 
vom Gericht geleistete und in die Wege geleitete gesell­
schaftlich-erzieherische Arbeit wirkungsvoll zu unter­
stützen und fortzusetzen. Verhandlung und Entschei­
dung des Zivilverfahrens und deren zwangsweise 
Durchsetzung sind letztlich nur zwei auf das engste mit­
einander verbundene Seiten der einheitlichen politischen 
Führungstätigkeit des Gerichts bei der Rechtsprechung 
in Zivilsachen. Deshalb muß dem bürgerlichen Prinzip 
der Trennung von Zivilrechtsprechung und Zwangsvoll­
streckung, entsprechend unserem allgemeinen staats­
organisatorischen Prinzip der Einheit von Beschluß­
fassung und Durchführung, der sozialistische Grundsatz 
der Einheit von gerichtlicher Entscheidung und ihrer 
schnellstmöglichen Realisierung entgegengesetzt werden.

Im einzelnen dürften dabei folgende Gesichtspunkte 
zu beachten sein:

1. Im Vordergrund dieser einheitlichen gerichtlichen 
Tätigkeit steht unmittelbar nach Erlaß der Entscheidung 
ihre alsbaldige Durchführung. Wenn A r t z t seinerzeit 
ausgeführt hat: „Die Gesetzlichkeit der Zwangsvoll­
streckung besteht darin, daß die im Prozeß ergangenen 
Urteile schnell und ohne Einschränkung realisiert wer­
den“,26 so muß dies bei dem heute erreichten Stand un­
serer gesellschaftlichen Entwicklung dahingehend er­
gänzt werden, daß das Zivilurteil nicht unbedingt und 
nicht einmal in erster Linie mit staatlichen Zwangsmit­
teln realisiert werden muß, daß vielmehr die Eigen­
initiative der von der Entscheidung betroffenen Bürger, 
die freiwillige Erfüllung der gesetzlichen Verpflichtung 
durch den Schuldner, durchaus den Vorrang einnehmen 
sollte. Das entspricht den neuen, sozialistischen Produk­
tionsverhältnissen und den auf ihnen aufbauenden 
sozialistischen Beziehungen der Menschen im Bereich 
des Zivilrechts und des Familienrechts, der höheren 
Qualität des im Zivilprozeß angewandten sozialistischen 
Rechts, das die Menschen zu bewußten Organisatoren 
ihrer eigenen gesellschaftlichen Verhältnisse, zu bewuß­
ten Förderern ihrer eigenen schöpferischen Kräfte er­
zieht.

Die objektiven Voraussetzungen dafür, daß eine 
rechtskräftige Entscheidung in Zivilsachen, mit der 
einem Bürger eine Verpflichtung auferlegt worden ist, 
künftig in erster Linie ohne weitere Zwangsmaßnahmen 
realisiert werden kann, sind mit der Befreiung der Ar­
beit von den Fesseln des Kapitals in unserer Gesell­
schaftsordnung gegeben. Ein großer humanistischer Zug 
des sozialistischen Rechts und seiner Anwendung im 
Prozeß liegt doch gerade darin, daß es die Menschen 
mit einer Verurteilung nicht in auswegloses Elend 
stürzt, sondern ihnen hilft, die in ihren Verhältnissen 
aufgetretenen Widersprüche und Schwierigkeiten so 
schnell wie möglich zu überwinden. Es ist kein Zufall, 
daß, ähnlich wie dies bei den Vorarbeiten für das neue 
Arbeitsgesetzbuch der Fall ist, im Hinblich auf das 
künftige Zivilgesetzbuch für bestimmte Fälle der mate­
riellen Verantwortlichkeit aus unerlaubter Handlung 
eine Begrenzung der Ersatzpflicht nach gesellschaftlich 
und persönlich tragbaren Maßstäben erwogen wird22. 
Auf dem Gebiet des Familienrechts wird bereits de lege 
lata bei Verurteilungen zu Unterhaltsleistungen die ge­
samte Lebenslage des Schuldners und damit die Reali­
sierbarkeit des Richterspruchs, seine Auswirkung auf 
die weitere aktive Teilnahme der davon betroffenen 
Werktätigen am sozialistischen Aufbau sorgfältig ge­
prüft, so daß § 6 APfVO ohne weiteres die Vollstreckung 
wegen laufender Unterhaltsbeträge in das Arbeitseiri- 
kommen des Schuldners in voller Höhe für EUlässig er­
klären kann.

25 Die Zwangsvollstreckung als Tedl des Zivilprozesses, 
NJ 1954 S. 437.

27 Das gilt Insbesondere auch für die Entscheidung über den 
Antrag des Verletzten auf Verurteilung des Angeklagten zum 

Schadensersatz im Strafverfahren (§§ 268 ff. StPO).
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